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Reto Francioni, Vorstandsvorsitzender der

Deutschen Börse, auf die Frage nach persön-

lichen Konsequenzen aus der gescheiterten

Fusion mit der NYSE EuronextR
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„Wir haben keine Fehler

gemacht. Wir sind erst

von Brüssel gestoppt

worden“ 
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Es reicht nicht für alle

Georg Dahm
...................................................................................................................................................................

Ich war jetzt auch einmal bei Schlecker einkaufen.
Es war ein schöner, klarer Wintertag auf Usedom,
meine Spaziergänge durch die Kaiserbäder hatten
eine rechte Entdeckerlaune in mir geweckt, und so
beschloss ich spontan, in der örtlichen Depen-
dance des gestrauchelten Drogisten einzukehren.
Ich wusste ja nicht, was mich erwartet.

In meiner Heimatstadt gibt es unter der Bahn-
hofsunterführung einen kleinen Elendsflohmarkt.
Armutsmigranten bieten dort auf Wolldecken ein
paar Habseligkeiten feil. Stets gehe ich mit

schamgebeugtem Haupt vorbei. Hier aber stand
ich mittendrin und konnte nicht mehr weg.

Verstört strich ich durch Stille, fahles Licht und
schäbige Regale, spärlich bestückt mit einer
Handvoll Artikel. Es gab mein Deo nicht, gern
wäre ich gegangen, doch ohne einen Stützkauf an
der einsamen Verkäuferin vorbeizuschleichen, das
brachte ich nicht übers Herz. Ich beruhigte mein
Gewissen mit einer Dreierpackung Spül-
schwämme für 1,29 Euro.

Im Nachhinein weiß ich: Es war ein Fehler. So
viele Pleitekandidaten gibt es, dass unsere Ein-
kaufssolidarität nur für die stärksten reichen kann.
Ich habe Freunden Opel schöngeredet und kaufe

Milch mit Bauernsolidaritätszuschlag. Italien
sprach ich mit dem Erwerb einer Espressoma-
schine das Vertrauen aus, meine Schwester geht
mit signifikanten Gebäckimporten gegen die He-
rabstufung von Frankreichs Kreditrating an.

Selbst Griechenland und Portugal betrachte ich
dank eines überzeugenden Produktportfolios als
prinzipiell solide und geize nicht mit Gyros- und
Galão-Groschen. Dem Schicksal Schleckers aber,
beschloss ich an diesem bedrückenden Nachmit-
tag, muss ich künftig tatenlos zusehen. 

Auf dem Weg zurück ins Apartment lag eine
prächtige Rossmann-Filiale. Ich schämte mich ein
wenig beim Hineingehen.

SYRIEN-SANKTIONEN

Stumpfe Waffe
Der Vorstoß der Arabischen Liga,
Uno-Blauhelme nach Syrien zu
schicken, war von vornherein zum
Scheitern verurteilt. Eine solche
Mission ist nur dann statthaft, wenn
der Weltsicherheitsrat zustimmt.
Die Vetomacht Russland aber stellt
sich quer. Egal, wie despotisch das
syrische Regime mit seinem Volk
umspringt: Russland bleibt bei
seiner Blockadehaltung, solange
Machthaber Baschar al-Assad keine
fremden Truppen im Land haben
will. Und Assad hat kein Interesse,
dass um den Preis seiner Macht Frie-
den gestiftet wird. Er setzt darauf,
die Opposition ohne große Gegen-
wehr niederkartätschen zu können.

Wieder einmal herrscht ziem-
liche Ratlosigkeit unter den west-
lichen wie arabischen Staaten. Da-
rüber kann auch die Drohung nicht
hinwegtäuschen, sie würden jetzt
durch Sanktionen den Druck auf Sy-
rien erhöhen. Erstens ist es verwun-
derlich, dass die Anti-Assad-Allianz
noch immer nicht alle Sanktions-
möglichkeiten ausgeschöpft hat, wo

doch seit Beginn der Proteste vor elf
Monaten bereits 8000 Zivilisten
und Soldaten getötet wurden. Zwei-
tens verwundert es, wie Assad das
Fürchten gelehrt werden soll: Das
Verbot von kommerziellen Flügen
nach Europa jedenfalls wird den
Diktator nicht sonderlich beeindru-
cken. Selbst das schon vor einiger
Zeit in Kraft getretene Ölembargo
schmerzte Assad bisher nicht allzu
sehr – mit dem Iran hat er einen
potenten Verbündeten im Rücken.

Sanktionen werden das alltäg-
liche Leben der Syrer noch elender
machen. Aber sie werden ihr Ziel
verfehlen, das Regime zur Kapitula-
tion zu zwingen. Aus Sicht der Welt-
gemeinschaft besteht die Gefahr,
dass sich die Unterstützung für die
Opposition verselbstständigt. An-
geblich sind aus dem Irak schon
Kämpfer nach Syrien eingesickert.
Es droht eine unübersichtliche Ge-
mengelage, bei der am Ende nicht
nur Assad und Russland zu den Ver-
lierern zählen könnten, sondern
auch der Westen.
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Pauschale Beiträge
sind für die Koalition
heute eine Horrorvor-
stellung. Das hätte sie
sich auch früher über-
legen können

Angst vor der eigenen Courage 
Die Kassenüberschüsse gehören den Mitgliedern. Minister Bahr will die Beiträge aber nicht senken

Timo Pache
........................................................................................................................

Als die letzte Gesundheitsreform nach
langem Streit endlich geschafft war,
konnten sich ihre Erfinder kaum ge-
nug loben. Von einem „Systemwech-
sel“ schwärmte der damalige Gesund-
heitsminister Philipp Rösler. Die Ein-
führung pauschaler Zusatzbeiträge
sei eine „strukturelle Änderung, eine
langfristige Antwort für die Finanzie-
rung eines hervorragenden Gesund-
heitssystems“. Die Pauschalen seien
zudem eine „Voraussetzung für mehr
Eigenverantwortung, Wettbewerb
und Solidarität“. Und Röslers damali-
ger Staatssekretär Daniel Bahr sekun-
dierte: „Es ist ausdrücklich gewollt,
dass sich die Zusatzbeiträge in den
nächsten Jahren entwickeln und zu ei-
nem Wettbewerbselement werden.“ 

Diese Sätze sind kaum 18 Monate
alt. Doch seither hat sich viel getan.
Heute ist Bahr selbst Minister. Und
von der großen Reform, dem rich-
tungsweisenden Einstieg in die Ent-
koppelung von Gesundheits- und Ar-
beitskosten, will Bahr nicht mehr viel
wissen. Der FDP-Minister hat Angst
vor der eigenen Courage. Anders ist
das hilflose Gezerre der Gesundheits-
und Haushaltspolitiker um die vielen
Milliarden nicht zu erklären, die sich
im gesetzlichen Gesundheitssystem
angesammelt haben. 

Bahrs Reserve ist natürlich nur
verständlich. Anderthalb Jahre vor der
nächsten Bundestagswahl möchte er
vor allem Ruhe im Gesundheitswesen.
Nur kein Ärger mit Kassen, Ärzten,
Patienten und Beitragszahlern – seine

Partei hat schon genug andere Proble-
me. Aber vielleicht hätten sich das die
Großreformer von Union und FDP
besser vorher überlegen sollen. 

Die Idee der Reform war eindeutig:
Der lohnabhängige prozentuale Bei-
trag der gesetzlichen Kassen soll
langfristig an Bedeutung verlieren,
pauschale Beiträge dagegen sollen für
die Finanzierung des Gesundheitssys-
tems immer wichtiger werden – und
so die Gesundheitskosten allmählich
von den Lohnkosten entkoppeln. Wer
sich die Pauschalen nicht leisten kann,
soll einen Zuschuss erhalten. Ebenso
aus dem Staatshaushalt sollten versi-
cherungsfremde Leistungen wie die
beitragsfreie Absicherung von Kin-
dern finanziert werden. Dafür über-
weist der Bund den Kassen jedes Jahr
mindestens 14 Mrd. Euro. 

Kein Mensch dachte damals daran,
dass das wahlweise als marode oder
bürokratisch verschriene Gesund-
heitssystem schon bald gigantische
Überschüsse horten würde. Mindes-
tens 16 Mrd. Euro haben sich nun aber
angehäuft. Zieht man die vorgeschrie-
benen und dringend notwendigen Re-
serven ab, bleiben immer noch min-
destens 5 bis 6 Mrd. Euro übrig, die
die Kassen nicht brauchen. Dieses
Geld gehört den Kassenmitgliedern.

Nimmt man die Grundsätze der
Reform zum Maßstab, müsste die Sa-
che nun eigentlich klar sein: Die Re-
gierung sollte den allgemeinen Bei-
tragssatz von derzeit 15,5 Prozent
senken. Dies wäre umso konsequen-
ter, als Schwarz-Gelb den prozentua-
len Beitrag erst Anfang 2011 kräftig
angehoben hat – unnötigerweise, wie

sich heute zeigt. So würden Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber entlastet.
Und sollten einige Kassen mit den
Einnahmen dann nicht mehr auskom-
men, müssen sie eben Zusatzbeiträge
kassieren. Mit allen Folgen, die Bahr
und Rösler auf dem Höhepunkt ihres
Reformeifers im Sinn hatten: mehr Ei-
genverantwortung für die Versicher-
ten, mehr Wettbewerb für die Kassen. 

Doch das will Bahr nun nicht mehr.
Er hat Angst vor dem Vorwurf der
sozialen Kälte. Allein die Aussicht auf
pauschale Zusatzbeiträge von 10 oder
20 Euro pro Monat bei einigen Kassen

und das damit verbundene Diffamie-
rungspotenzial würden wohl tatsäch-
lich ausreichen, um den Liberalen das
letzte Fünkchen Kampfesmut für die
Bundestagswahl 2013 zu rauben. 

Stattdessen stürzt sich Bahr in ei-
nen Vielfrontenkrieg, den er kaum
gewinnen kann. Er fordert, die be-
sonders reichen Kassen sollten Prä-
mien an ihre Mitglieder ausschütten.
Doch die fürchten, dass sich die Über-
schüsse schon bald wieder in Defizite
umkehren. Und dass sie dann ohnehin
Zusatzbeiträge einführen müssen,

mit denen sie bisher keine guten
Erfahrungen gemacht haben. Die
DAK etwa verlor wegen eines Obolus
von 8 Euro monatlich Hunderttau-
sende Mitglieder und muss heute
eisern sparen. 

Was aus Sicht der Politik und der
Versicherten genau richtig ist, ist für
Kassenfunktionäre natürlich der Hor-
ror. Daher verweigern sie die Auszah-
lung ihrer Überschüsse. Und der Mi-
nister schaut zu, wie seine Appelle
verhallen.

Schlimmer noch für Bahr: Finanz-
minister Wolfgang Schäuble hat sein
Dilemma erkannt. Er will sich nun
ebenfalls einen Teil der Reserven im
Gesundheitssystem sichern und den
Bundeszuschuss wieder senken. Zäh-
len kann Schäuble dabei auf den ge-
sunden Menschenverstand. Denn wa-
rum soll der Bund Schulden machen,
wenn sich bei den Kassen die Milliar-
den türmen? Und da Bahr ihm nur
wenig entgegensetzen kann, hat
Schäubles Vorstoß Chancen – auch
wenn die Reform damit mehr und
mehr wackelt.

Das Geschacher könnte Bahr been-
den, indem er den Beitrag senkt. Dass
aber die Koalition ihrer eigenen Re-
form ausgerechnet jetzt misstraut, da
die Kassen zu viel und nicht zu wenig
Geld haben, ist ein schlechtes Omen.
Selbst im Überfluss fehlt Schwarz-
Gelb der Mut, die eigene Reform um-
zusetzen. Was soll dann nur werden,
wenn wirklich mal das Geld knapp ist?
........................................................................................................................

E-Mail pache.timo@guj.de

Timo Pache ist leitender Redakteur im

Politikressort in Berlin.
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Lob für das Regie-
rungshandeln klingt
wirklich anders

OECD

Guter Rat für Rösler
Man weiß nicht, ob das noch pein-
lich oder schon lächerlich ist. Da
überreicht die Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) dem Bun-
deswirtschaftsminister eine Ana-
lyse der deutschen Wirtschaftskraft,
mahnt Reformen an und kritisiert
Regierungsbeschlüsse. Und was
macht Philipp Rösler? Er will den
Bericht als „erfreuliches“ Lob ver-
standen wissen, dass die Regie-
rungspolitik „vorbildlich“ sei und
„beispielhaft für andere Länder“.

Vielleicht sollte er den Bericht
lieber genauer studieren. Er enthält
nämlich eine Reihe von beachtens-
werten Warnungen und bedenkens-
werten Verbesserungsvorschlägen.
Und dass solche OECD-Analysen
nicht ignoriert werden sollten,
müsste sich spätestens seit Pisa
herumgesprochen haben. 

Denn wie schon bei der Lernstu-
die offenbaren die Ökonomen nichts
grundsätzlich Neues, das aber klar
und unmissverständlich: Wenn
Deutschland nicht kräftig umsteu-
ert, droht dem Wirtschaftsstandort
in den nächsten Jahrzehnten ein
drastischer Mangel an Arbeitskräf-
ten, der auf Dauer den Wohlstand
bedroht. Um dem zu begegnen,
müsste die Bundesregierung so-
wohl die Einwanderung erleichtern
als auch die Beschäftigungsquoten
bei Frauen und Älteren erhöhen. 

Nun ist der Bundesregierung zu-
gutezuhalten, dass sie sich zumin-
dest bei der Zuwanderung an Re-
förmchen versucht. So hat sie – im-
merhin – die Einkommensunter-
grenzen für Migranten gesenkt und
die Anerkennung von ausländi-
schen Ausbildungsabschlüssen er-

leichtert. Das ist schon viel für eine
Regierung, deren Koalitionspartner
gern mal vor zu viel Zuwanderung
warnen.

Dagegen gibt sich die Regierung
derzeit viel Mühe, die Beschäf-
tigungsquote von Älteren und von
Frauen wieder zu reduzieren. Denn
nichts anderes bewirkt etwa die
„Herdprämie“, wie sie die Union for-
dert: Faktisch sollen Frauen damit
bestochen werden, Kinder zu Hause
zu erziehen, statt sie in eine Betreu-
ung zu geben und zu arbeiten. 

Ähnlich verhält es sich mit der
Verlängerung des Arbeitslosen-
gelds I für Ältere auf 24 Monate. Das
mag bei der steigenden Zahl älterer
Wähler gut ankommen. Sie führt je-

doch dazu, dass sie noch länger dem
Arbeitsmarkt fernbleiben. Deshalb
sollte sie zurückgenommen werden.

Zudem fordert die OECD einen
Umbau des Steuersystems: weg von
einer Belastung der Lohnkosten, hin
zu einer Erhöhung konjunkturunab-
hängiger Steuern wie der Mehr-
wertsteuer oder auf Immobilien. 

Vor allem aber: Deutschland soll
endlich nicht mehr nur einseitig auf
die Exportwirtschaft setzen, son-
dern muss auch die Binnennach-
frage stärken – also so ziemlich das
Gegenteil dessen, was die Koalition
erzielt. Als Lob des Regierungshan-
delns kann das wohl nur ein Philipp
Rösler auffassen.

Die Leitartikel geben die Meinung der Zeitung wieder und sind daher unsigniert

Ein Urteil mit Potenzial 

H
e
ik

o
 S

a
ku

ra
i

25
.................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

FINANCIAL TIMES DEUTSCHLAND MITTWOCH, 15. FEBRUAR 2012  Kommentar


